
FACHAUFSICHTSBESCHWERDE 

Rüdiger Klasen                                                                                                                                                                 15.06.2013 
Wittenburgerstr.10 
19243 Püttelkow 
 

AZ: 4yp-323/12/2045 
 
An die LANDESPOLIZEI im 
Ministerium für Inneres und Sport 
Mecklenburg-Vorpommern 
Referat II 430-3 
Abteilungsleiter Polizei II4 Mdg. Niehörster, 
Alexandrinenstraße 1 
19055 Schwerin 
 
Weiterleitung über das Polizeirevier Hagenow                                                                                             Seite 1- 4 
Schweriner Straße 32 
19230 Hagenow 
 
(OWi-) Zwangsangebot mit Polizei- Beleg vom 15.06.2013 = beschwerte Zurückweisung  -  
Vorgangsnummer: 477173 + 477174  
Fachaufsichtsbeschwerde gegen Herrn POM Hacker + POM Frau Ziller aus folgenden Gründen: 
GRUNDRECHTEVERLETZUNG wegen OWI - Schutzgelderpressung/ Wegelagerei auf § Rechtsgrundlage: 
illegal heimtückische, hinterlistige juristische § Fortführung des Nazismus und Hitler - Faschismus durch 
den Gesetzgeber und in Folge für jeden Befehls(Weisungs-)Empfänger und rechtoffenkundige 
STAATENLOSIGKEIT durch den geheimen Staatsstreich am 8. 12. 2010: 
OFFENKUNDIGER STILLSTAND DER RECHTSPFLEGE in Mecklenburg- Vorpommern/ Bundesrepublik 
Deutschland 
+ Ausgeschlossene Personen kraft Gesetzes wegen Grundrechteverletzung  
+ gesetzliche Remonstrationspflicht dazu! 
Antrag/ Forderung auf umgehende Einstellung der Grundrechtverletzung 
Es wird Beweislastumkehr beantragt und gefordert! 
 
Sehr geehrter Herr Mdg. Niehörster, sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich habe das o. g. privatgeschäftliches OWi- Zwangsangebot in Form des o.g. Anwurfes *Ordnungswidrigkeit* mit 
dem o.a. Aktenzeichen erhalten und weise dieses unverbindliche OWi-  Zwangsangebot zurück. 
 
Zu 1.  Fachaufsichtsbeschwerde aus folgenden Gründen: 
Zurückweisung: 
Ich habe das privatgeschäftliche Angebot NICHT bestellt.  
Nach BGB durch Sie einseitiges Rechtsgeschäft / Vertragsfalle nach BGB § 174 + BGB § 180. 
Man versucht als Polizei nach BGB § 174 + BGB § 180 einseitige Rechtsgeschäfte zu produzieren! 
 
Zu 2 Fachaufsichtsbeschwerde aus folgenden Gründen: 
Offenbar unterliegt  die Polizei vom Gleichschaltungsland  *Mecklenburg- Vorpommern* einer 
vollständigen § Irritation: 
Bis heute ist der u. g. Vorgang mit den rechtsoffenkundigen Tatsachen seitens der Landes- & 
Bundesebene vollständig ignoriert und ungeklärt.  
 
Begründung: 
Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland ist die höchste Rechtsnorm für uns alle- auch für 
die deutsche Polizei.  
  
ICH ZAHLE KEINE OWiG Schutzgelder in Form von sog. *Verwarngelder / Bußgelder* (Verniedlichung für 
Wegelagerei: *Knöllchen*) damit über kommunale GESCHÄFTSMODELLE unsere existenzielle 
Selbstvernichtung, komplexe Umwelt - & Naturzerstörung = Vernichtung unserer Lebensgrundlagen  und 
die weltweiten Kriegshandlungen der offensichtlich wahnsinnig gewordenen faschistischen 
Gleichschalter finanziert werden. (Mit Verweis Finanzkreisläufe Entlastung Bundeshaushalt/ EU) 
 
Das ist UNS laut der höchsten Rechtsnorm dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und 
den darin hinterlegten alliierten Militärvorschriften ausdrücklich verboten.  
Ich lasse mich nicht dazu nötigen, erpressen gegen das Grundgesetz, die verfassungsmäßige Ordnung, 
den gültigen alliierten Rechtsvorschriften GG 139  und die Verfassung zu verstoßen, wie es die 
Faschisten offen praktizieren.  
Hierbei geht es nicht nach pers. Rechtsauffassungen, Meinungen oder Befindlichkeiten; sondern 
ausschließlich um die angezeigten Rechtsgrundlagen! 
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Aus diesem Grund stelle ich diese Fachaufsichtsbeschwerde und fordere auch die Polizei als unser 
Schutzorgan aus - und nachdrücklich zur dezidierten, fach- sachgerechten Bearbeitung/ Klärung in 
BEWEISLASTUMKEHR auf! 
Zur weiteren Begründung trage ich folgendes vor: 
 
Zu 3 Fachaufsichtsbeschwerde aus folgenden Gründen: 
DAS KERNPROBLEM: Die Bundesrepublik Deutschland hat sich durch Staatlosigkeit selbst das Genick 
gebrochen! 
 
Es geht nur hauptsächlich um das Kernproblem STAATENLOSIGKEIT durch den geheimen Staatsstreich 
am 8. 12.2010: 
= damit Wegbruch der gesellschaftlichen Staatsgrundlagen und in Folge Nichtigkeit aller privatisierten 
BRD- Gesetze - (somit auch das OWiG) ausgenommen die im Militär Grundgesetz hinterlegten 
Militärvorschriften der alliierten Hohen Hand in der nicht souveränen BRD. Das durch 
STAATENLOSIGKEIT nichtig gewordene OWiG ist § nachgeordnet! 
 
Seit dem 8.12.2010 liegt rechtsoffenkundig durch geheimen Staatsstreich doppelte Staatenlosigkeit vor: 
Status § 1 Deutscher im Sinne dieses Gesetzes ist, der die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. 
Die unmittelbare Reichsangehörigkeit wurde beseitigt. 
Die unmittelbare Reichsangehörigkeit war die deutsche Staatsangehörigkeit!  
Beides ist ein und dasselbe! 
 

Jeder Deutsche ist in der BRD seit dem 08.12.2010 staatenlos  
und durch die unmittelbare Unionsbürgerschaft doppelt staatlos! 

Der geheime Staatsstreich: Am 08.12.2010 wurde die Reichsangehörigkeit( unmittelbare deutsche 
Staatsangehörigkeit ) beseitigt. 1934 R=STAG / 1934 R = STAG 1913 (2010) siehe dazu 
Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG 1913) BGBl. I S. 1864 08.12.2010 Bundesgesetzblatt Teil III vom 01. August 
1959 + unmittelbare Unionsangehörigkeit = Welt - Bürgerschaft – Unionsbürger Christoph Schönberger + Der 
Unionsbürger Wikepedia 
 

Der Artikel 16 GG wurde am 08.12.2010 durch täuschen beseitigt. 
 

Die BRD hat damit auch die Voraussetzung zur EU- Mitgliedschaft verloren! 
 
1992 (Maastrichtvertrag) Verleihung der Unionsbürgerschaft EU. ( Nicht- Staatsangehörigkeit) 
Geheimer Staatsstreich v. 8.12.2010 ( Nicht- Staatsangehörigkeit) 
 
Bedeutung Staatenlos = vogelfrei: 
Vogelfrei: 
= ausgestoßen, keine Rechte und kein Eigentum mehr besitzend. 
Bedeutungen: 
 [1] im Mittelalter: als Strafe vom Reichsacht betroffen; ausgestoßen, keine Rechte und kein Eigentum mehr 
besitzend.  
Herkunft: 
 [1] Zusammengesetzt aus Nomen Vogel und Adjektiv frei. Fälschlicherweise wird diese Kombination oft mit der 
Redewendung „frei wie ein Vogel sein“ gleichgesetzt, die aber etwas völlig anderes aussagt. Vogelfrei ist so zu 
verstehen, dass der Ausgestoßene so wie ein Vogel von jedem frei gejagt und getötet werden durfte. Das Wort 
ist ein feststehender Ausdruck seit dem 16. Jahrhundert.[1] 
Sinnverwandte Wörter: 
[1] ausgestoßen, geächtet, rechtlos  
Beispiele: 
[1] Seit er vogelfrei ist, wird er überall verfolgt. (z. B. OWi) 
[1] Vogelfreie Menschen konnten (können) ungestraft getötet werden. 
[1] „Und kurz darauf beschließt er, heimzureiten, obwohl er nun vogelfrei ist.“[2] 
 (Quelle: http://de.wiktionary.org/wiki/vogelfrei) 
Die STAG- Gleichschaltung von 1934 wurde beseitigt.  
Die neue Gleichschaltung ist u.a. die doppelte NICHT- STAATSANGEHÖRIGKEIT! 
Im Militär Grundgesetz (GG) für die BRD SIND DIE Artikel 16 und 116 außer Funktion! 
Der Stilltand der Rechtspflege ist eingetreten! 
 
Verweis Anlage K 3 Dokumentation Staatenlos  + unmittelbare Unionsangehörigkeit = Welt - Bürgerschaft – 
Unionsbürger Christoph Schönberger + Der Unionsbürgerschaft Wikipedia 
Der Artikel 16 GG wurde am 08.12.2010 durch täuschen beseitigt. 
 
Zu 4 Fachaufsichtsbeschwerde aus folgenden Gründen: 
Nichtigkeit der unbotmäßigen Forderung der Polizei Hagenow: 
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Wegen vorl. Rechtsoffenkundiger Staatenlosigkeit und illegaler, verbotener juristische Weiterführung des 
Hitlerfaschismus & Nazismus ist hiermit alles zurückgewiesen. Auch die Polizei ist und bleibt in der 
Beweislastumkehr, § Klärungspflicht und Abhilfe.  
Ausweichen, Ignoranz & Abwälzen wird NICHT geduldet. Geschäfte werden mit der Polizei Nicht gemacht! 
Die Gesetze/ Rechtsgrundlagen sind nicht auslegbar und unbestechlich. Von pers. Meinungen, 
Rechtsauffassungen, Auslegungen & Befindlichkeiten ist grundsätzlich Abstand zu nehmen. 
 
WEGEN STAATENLOSIGKEIT BLEIBT ALLES ZURÜCK GEWIESEN! ES BESTEHT 2013  IN DER BRD 
DURCH STAATENLOSIGKEIT RECHTSOFFENKUNDIG STILLSTAND DER RECHTSPFLEGE! 
 
Zu 5 Fachaufsichtsbeschwerde aus folgenden Gründen: 
Verweis Feststellung der Fehlerhaftigkeit der Wahlen ab 1956 durch das akt. BVerG- Urteil vom 
25.07.2012: 
BVerfG, 2 BvF 3/11 vom 25.7.2012, Absatz-Nr. (1 - 164), 
http://www.bverfg.de/entscheidungen/fs20120725_2bvf000311.html 
Durch Staatenlosigkeit nichtige Rechtsgrundlagen, in Folge Nichtigkeit des nichtig gewählten Gesetzgebers, 
Nichtigkeit dessen  Weisungen und dessen Rechtsgrundlagen wie auch Ihrer Handels- seerechtlichen 
Abgabenordnung. In § Folge liegt NICHTIGKEIT der Wahlen, jeder  Ernennung, damit auch Ihrer Ernennung vor! 
 
Zu 6 Fachaufsichtsbeschwerde aus folgenden Gründen: 
Ich wiederhole ergänzend, daß ich den unhaltbaren willkürlichen Vorwurf des * nicht angelegten Sicherheitsgurt* 
scharf zurückweise. Die zwei betreffenden  Polizeibeamten sind offenkundig befangen. Hier wird offenbar wieder 
nur versucht Kasse für private Fremdinteressen zu machen.  
 
Zu 7 Fachaufsichtsbeschwerde aus folgenden Gründen: 
Ignoranz: Alle vorherigen Schriftsätze mit den umfangreichen Beweismaterial wurden durch die zust. BRD 
Verwaltungsorgane weder gewürdigt noch fach- sachgerecht bearbeitet, geschweige die notwendige Abhilfe 
geschaffen.  
Alle Beschwerdepunkte sind daher offen und gerade durch die Landespolizei als Schutzorgan angesichts 
des Beschwerdeinhaltes gesetzlich pflichtgemäß fach- sachgerecht abzuarbeiten! Bis dahin ist der 
gesamte Vorgang offen & ungeklärt, die o. g. finanzielle Forderung mangels Rechtsgrundlagen, 
Legitimation & Zuständigkeit nicht anwendbar, geschweige vollstreckbar! 
 

ZUSTÄNDIGKEITSVERWEIS: 
Der Reha –und Schutzantrag wurden angenommen und werden bearbeitet: Siehe Anlage Schreiben 

Haupt- Militär-Staatsanwalt, Cholsunow Pereulok 14, 119852 Moskau / Russische Föderation an meine 
Person! 

AZ: 4yp-323/12/2045 
 

GLAUBHAFTMACHUNG *DEUTSCH* 1934: Die staatlose BRD ist heute nur wie noch eine 
Glaubensgemeinschaft- eine Kirche zu bewerten. Immer mehr Menschen erkennen die Täuschung und 
den Universalbetrug an sich selbst.  
Wir können den Vorgang gerne auch vor der Hohen Hand, dem BVG und den intern. Strafgerichtshöfen zu 
Ende bringen. 
 
Aufruf an das Schutzorgan Polizei: 
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich durch Staatenlosigkeit und Weiterführung der Nazi- 
Gleichschaltungsgesetze & Glaubhaftmachung *DEUTSCH* v. 1934 selbst der Legitimation beraubt und 
das Band der Gesellschaft zerrissen.  
Machtmißbrauch - Macht  vor Recht: Verweis durch NATO Bündnisfall ab 9/11scharf geschaltete EU 
Todesstrafe/ Schießbefehl im Lissabonvertrag, offenkundiger Stillstand der Rechtspflege, verbotene 
Standgerichtsbarkeit.! 
Positionieren Sie sich 2013 zweifelsfrei gegen den Faschismus & Nazismus, Krieg und Völkermord!   
Nehmen Sie zweifelsfrei den vereidigten Schutzauftrag für das gleichgeschalt - entmachtet- vogelfreie 
deutsche Volk, die rechtsgültige, aber überlagerte Verfassung v. 1919 und das Bonner Militär - 
Grundgesetz wahr! Ich erwarte die klare Positionierung der Polizei zur verfassungsmäßigen 
Grundordnung: Welt-Frieden und Zukunft für alle! 
 
Eine Kopie des gesamten Vorganges wird an die  laut Artikel 139 Bonner Militärgrundgesetz GG und den 
nachfolgenden Rechtsvorschriften der zuständigen Haupt- Militär-Staatsanwalt, Cholsunow Pereulok 14, 119852 
Moskau / Russische Föderation im Rahmen meines pers. Schutzantrages übergeben über die Botschaft 
Russische Föderation zugeleitet. 
Das Verfahren wird im öffentlichen Interesse öffentlich geführt! 
 
Ich bitte um umgehende, korrekte Eingangsbestätigung und fordere angesichts des gesellschaftlichen 
Notzustandes die sofortige Bearbeitung der  
Fachaufsichtsbeschwerde  
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+ Dienstaufsichtsbeschwerde mit Rechtstrafverfolgung mit Antrag und Forderung auf Prüfung, Klärung 
und Erfüllung: 
 
Ich erwarte dazu Ihre korrekte Eingangsbestätigung und fach- sachgerechte saubere Bearbeitung bis zum 25. 06. 
2013 - jedoch spätestens bis zum Ablauf der national und international gültigen 21 Tage Regelung im rechtlichen 
Schriftverkehr. Sollten Sie innerhalb von 21 Tagen ab o.g. Datum nicht entsprechend des Sachstands klärend 
reagieren, gelten meine Ausführungen laut BGB/ allgemeinen nationalen verbindlichen Recht als angenommen. 
Irrtümer und Fehler sind vorbehalten und bitte ggfs. um Berichtigung. Ergänzungen und Korrekturen bleiben stets 
vorbehalten.  
Zum besseren Verständnis: Nach dem Gesetz bin ich eine natürliche Person und von Geburt an 
verfassungsgemäße Landesstaatsangehörigkeit (LStA) Mecklenburg- Schwerin. 
 
Mit heimatlichen Friedensgrüßen    
 
 
 
Rüdiger Klasen 
 
Verweis auf die Anlagen in der Akte: 
1. Ausgeschlossene Person kraft Gesetzes wegen Grundrechteverletzung 
2.  Dokumentation Staatenlos 1 + 2  
+ Verweis auf alle § Rechtsdokumente und u. g. Webseiten:     
http://staatenlos.info/ 
 
Beweise/ Dokumente / Infostrecken: 
http://vulder.com/stag/archivhttp://vulder.com/stag/archiv/Dokumentenarchiv/ 
 
Verweis auf fach- sachorientierte Webseiten:  
http://staatenlos.info/ 
 
http://ag-freies-deutschland.de/ 
 
www.gg146.de 
 
und viele weitere. 
 


